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Zu wenig bekannt

Sanktionierungsmöglichkeit der
 Kassenärztlichen Vereinigungen
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Sowohl niedergelassenen Ärzten als 
auch Klinikern ist hinlänglich bekannt, 
dass ärztliches Verhalten strafrechtlich 
relevant sein kann. Insbesondere sind 
hier die Bereiche der Körperverletzung, 
des Abrechnungsbetrugs und – seit 
Neuestem – die Problematik der Kor-
ruption im Gesundheitswesen geläufig. 
Darüber hinaus ist weitestgehend eben-
falls bekannt, dass auch rein berufs-
rechtswidriges Verhalten – gemessen an 
der jeweils einschlägigen Berufsord-
nung – zu Sanktionen der Ärztekam-
mern führen kann.

Ein oft unbekanntes Sanktionssys-
tem stehen außerdem den jeweils zu-
ständigen Kassenärztlichen Vereinigun-
gen (KV) zur Verfügung. 

Zur Ahndung von Pflichtverlet-
zungen hat jede Kassenärztliche Ver-
einigung eine Disziplinarordnung in 
Satzungsform, in denen als Maßnah-
men Verwarnung, Verweis, Geldbuße 
bis 50.000 Euro2 sowie das Ruhen der 
Zulassung bis zu maximal 2 Jahren zur 
Verfügung stehen (vgl. § 81 Abs. 5 SGB 
V). Gegenstand eines Disziplinarver-
fahrens kann demgemäß nur die Ver-
letzung mindestens einer vertragsärzt-
lichen Pflicht sein. Diese sind – ohne 
Anspruch auf Vollständigkeit – bei-
spielsweise die Pflicht zur peinlich ge-
nauen Abrechnung, die Pflicht zur 
Ausübung der vertragsärztlichen Tä-
tigkeit (Präsenzpflicht), die Pflicht zur 
Behandlung von Kassenpatienten, die 
Pflicht zur Teilnahme am Notdienst, 
die Pflicht zur ordnungsgemäßen Do-
kumentation, die Fortbildungspflicht, 
die Pflicht zur persönlichen Leistungs-
erbringung, die Pflicht zur wirtschaft-
lichen Aufklärung von patientenini-
tiierten, individuellen Gesundheits-
leistungen. 

Denknotwendig sind nur Mitglieder 
der Kassenärztlichen Vereinigung deren 
Disziplinargewalt unterworfen. Inso-
fern betroffen sind niedergelassene Ärz-
te, die an der vertragsärztlichen Versor-
gung teilnehmen, angestellte Ärzte in 
MVZ sowie ermächtigte Krankenhaus-
ärzte. 

Interessant scheint in diesem Zu-
sammenhang, dass das Verbot der soge-
nannten Doppelbestrafung nach Artikel 
103 Grundgesetz nach der Rechtspre-
chung bei Disziplinarmaßnahmen 
nicht tangiert ist. Wird ein Arzt für ein 
Verhalten strafrechtlich sanktioniert, 
kann parallel hierzu noch eine Diszipli-
narmaßnahme verhängt werden, da – 
zumindest nach der Rechtsprechung – 
verschiedene, sich nicht ausschließende 
Rechtskreise betroffen sind3. Während 
eine strafrechtliche Sanktion unter an-
derem Vergeltung und Sühne zum 
Zweck hat, soll die Disziplinarmaßnah-
me präventiv und eben nicht repressiv 
bewirken, dass die der Disziplinargewalt 
unterworfene Person in ihrer besonde-
ren Pflichtenstellung wieder tragbar 
wird.

In der Praxis scheint diese Materie 
– jedenfalls gelegentlich – auch den 
Kassenärztlichen Vereinigungen Pro-
bleme in der Anwendung zu bereiten. 
Zwar wird zunehmend das System des 
Disziplinarrechts angewandt, jedoch 
nicht immer juristisch einwandfrei. In 
einem aktuellen Verfahren belegte die 
KV Nordrhein zwei niedergelassene 
Orthopäden in Gemeinschaftspraxis 
mit Bußgeldern in Höhe von jeweils 
5.000 Euro. Gemäß dem Eröffnungsbe-
schluss des Vorsitzenden des Diszipli-
narausschusses wurde den Ärzten vor-
geworfen, ihre vertragsärztlichen 
Pflichten durch

•  Nichtbehandlung von GKV-Patienten 
und der

•  Doppeltabrechnung von Leistungen
verletzt zu haben.

Der Nichtbehandlung von GKV-Pa-
tienten lag der Sachverhalt zugrunde, 
dass Patienten für Röntgenleistungen, 
Notfälle ausdrücklich ausgenommen, 
eine Wartezeit von bis zu vier Wochen 
mit Termin in Kauf zu nehmen hatten. 
Bei der Doppeltabrechnung sollen die 
Betroffenen Röntgenleistungen gegen-
über der KV geltend gemacht haben, ob-
wohl die Patienten diese Leistungen als 
Selbstzahlerleistungen beglichen hät-
ten.

Der letztgenannte Vorwurf stellte 
sich in dem Verfahren als unhaltbar 
und schlicht unzutreffend heraus. Der 
erstgenannte Vorwurf hingegen wurde 
„über Eck“ aufrechterhalten. Den Pa-
tienten wurde in der Praxis ermöglicht, 
mit deutlich kürzerer Wartezeit auf aus-
drücklichen Wunsch hin die Leistung 
im Rahmen der Privatsprechstunde ab-
zurufen. Nachdem in dem Verfahren 
die Verteidigung darauf hinwies, dass 
die Kassenärztliche Vereinigung kei-
nerlei Vorgaben hinsichtlich der von 
dort als zulässig erachteten Wartezeit 
machen konnte und auf Nachfrage 
auch nicht machte, vertrat der Diszipli-
narausschuss die Rechtsansicht, dass 
dann jedenfalls in der Übertragung des 
Patienten in die Privatsprechstunde ei-
ne Nichtbehandlung von GKV-Ver-
sicherten zu sehen sei; auch, wenn die 
Wartezeit als solche objektiv nicht zu 
beanstanden sei. 

Außerdem verhängte die kassenärzt-
liche Vereinigung Bußgelder gegen bei-
de ärztlichen Gesellschafter, unabhän-
gig davon, welcher Arzt konkret die be-
treffenden Patienten behandelte. Be-
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gründet wurde dies mit dem Gedanken, 
dass jeder Arzt als Gesellschafter einer 
Gemeinschaftspraxis neben der all-
gemeinen zivilrechtlichen Haftung 
auch die disziplinarische Verantwor-
tung auch für die Verfehlungen des an-
deren Gesellschafters trage. Im Übrigen 
begründe –im Gegensatz zu einer Praxis-
gemeinschaft – auch die Organisations-
struktur einer Gemeinschaftspraxis ge-
nerell die disziplinarische Verantwort-
lichkeit für Mitgesellschafter.

Den Rechtsansichten der Kassen-
ärztlichen Vereinigung trat die Verteidi-
gung entgegen und erhob Klage zum So-
zialgericht Düsseldorf. Das Sozialgericht 
gab der Klage statt und hob den Diszipli-
narbeschluss der Verteidigung folgend 
auf. Das Gericht stellte heraus, dass das 
Verfahren an erheblichen formellen 
Fehlern litt und insbesondere bereits die 
Anhörung der Beteiligten zumindest 
teilweise unterblieb. Darüber hinaus 

sieht das Sozialgericht keine Rechts-
grundlage für die disziplinarische Dritt-
haftung, sondern nur für eigenes Fehl-
verhalten.

Das Verfahrensrecht und die jeweili-
gen Disziplinarordnungen der einzel-
nen kassenärztlichen Vereinigungen 
sind durchaus komplex und unüber-
sichtlich, weshalb dringend angeraten 
werden muss, im Falle eines KV-seitigen 
Vorwurfes wohlüberlegt und nicht vor-
schnell zu handeln. Das geschilderte 
Fallbeispiel zeigt, dass Einzelheiten rele-
vant sein können, die die Verfahrens-
beteiligten selbst übersehen können. 
Gleichfalls muss davon abgeraten wer-
den, solche Verfahren, die, wie oben 
dargestellt bis zum zweijährigen Ruhen 
der Zulassung, Sanktionen entfalten 
können, ohne fachanwaltlichen Rechts-
beistand zu führen. Art und Umfang 
 der Disziplinarmaßnahmen werden oft-
mals schlicht unterschätzt.  
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Europäischen Gesellschaft für Orthopädie und Traumatologie (EFORT)

Prof. Reinhard Graf hält Festrede zur Kongresseröffnung  
und erhält EFORT Recognition Award für Hüftsonografie

Eine besondere Ehrung wurde Professor 
Reinhard Graf auf dem diesjährigen 
Kongress der Europäischen Gesellschaft 
für Orthopädie und Traumatologie 
(EFORT) in Barcelona zuteil: 

Er wurde als Redner für die Kon-
gressfestrede „Erwin Morscher Honora-
ry Lecture“ eingeladen, das Thema: 
„Hip Sonography in Babies: Prevention 
is better than operation“. Und er erhielt 
den EFORT Recognition Award, vor-
nehmlich für die Entwicklung der Hüft-
sonografie. Für Reinhard Graf war die 
Einladung zur Festrede eine besondere 
Ehre, „… weil ich Prof Morscher als „or-
thopädischer Jungspatz“ noch kennen-
lernen durfte“. 

Professor Graf ist inzwischen pen-
sioniert, er hat sich aber nach dem Ende 
seiner beruflichen Laufbahn wieder der 
Wissenschaft zugewendet, um seine 
Kenntnisse und Fertigkeiten an jüngere 
Kollegen weiterzugeben. Nach wie vor 

hält er weltweit Vorträge und Kurse zur 
Hüftsonografie bei Babies und macht so 
aus seinem Ruhestand einen für die Or-
thopädie fruchtbaren „Unruhestand.“

Wir gratulieren Prof. Reinhard Graf 
zu dieser Ehrung und der Anerkennung 
seiner Arbeit und wünschen ihm wei-
terhin alles Gute. 
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